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nicht wirtschaftliche Machtpositio­
nen als Kampfmittel für die Durch­
setzung seines W illens ausnutzen.

W ir bezweifeln, daß der DGB. 
eine eigene Konzeption für eine ge­
sellschaftliche Neuordnung hat. Er 
muß sich aber hüten, aus Mangel 
an neuen Ideen W ege zu beschrei- 
ten, die im Verfolg überholter

Lehren geradewegs in den Kollek­
tivismus hineinführen. Denn es 
muß allen klar geworden sein, daß 
kein A rbeiter aus dem Kollektivis­
mus profitiert. Er gewinnt weder 
einen höheren Lebensstandard noch 
eine größere Freiheit. Gewiß ist 
auch das Unternehmertum noch zu 
keiner eigenen Konzeption einer

gesellschaftlichen Neuordnung ge­
kommen, und die von ihm vertre­
tenen Lehrsätze entsprechen genau 
so wenig den Erfordernissen eines 
modernen Sozialstaates wie die des 
DGB. Aber das Unvermögen der 
einen Seite ist noch keine Entschul­
digung für die Fehler der anderen 
Seite. (h)

Amerikanische Auslandshilfe in Schweizer Sicht
Zürich, den 7. Juni 1952

T ^ ie  USA. genießen als der „demo- 
kratische große Bruder" die be­

sondere Aufmerksamkeit ie r  schwei­
zerischen Öffentlichkeit. Geht es 
festlich an nationalen und gelegent­
lichen Feiertagen her, dann färbt 
ein aufrichtig warmherziger Ton 
die Reden an Volk und Staats­
männer der USA.; im Alltag mit 
dem Kampf um den so ausschlag­
gebenden nordamerikanischen Ab­
satzm arkt für Schweizer Uhren und 
Käse hört der „große“ vom „klei­
nen demokratischen Bruder" scharfe 
W orte und manchen bitteren Vor­
wurf. W as W eltgeltung und W elt­
politik angeht, so werden die USA. 
vermahnt, daß die außergewöhn­
liche Großmachtstellung auch zu be­
sonderem Verantwortungsbewußt­
sein in weit-, handels- und son­
stigen politischen Unternehmungen 
und Unterlassungen verpflichte. Die 
Bindungen und Beziehungen zwi­
schen dem Kleinstaat Schweiz und 
der W eltmacht USA. sind eng und 
vielfach, und wenn sie auch manch­
mal heftig getrübt sein können, so 
verlieren sie darum nichts an Inten­
sität.

So wie sich die Dinge nach 
dem zweiten W eltkrieg entwickelt 
haben, sieht der Schweizer die am e­
rikanische A ktivität in Europa als 
eine zwangsläufige Notwendigkeit 
an. Er wacht nur streng darüber, 
daß die amerikanischen Einflußnah­
men in Europa die Rechte und die 
Neutralitätsstellung seines Staats­
wesens nicht berühren und läßt sich 
insbesondere in den — an sich 
recht freudlosen — politischen und 
kommerziellen Beziehungen zu den 
Staaten des Ostblocks nichts drein­
reden. Die besondere Lage der Eid­
genossenschaft hat sie entweder 
außerhalb der Körperschaften und

Unternehmungen zur Neuordnung 
und W iederfestigung W esteuropas, 
gelassen oder zu einer betont 
karitativen Hilfeleistung veranlaßt 
und auf jeden Fall auf die Gleich­
zügigkeit gegenüber Ost und W est 
bei allen Beteiligungen achten 
lassen. Daß die politischen und ge­
fühlsmäßigen Akzente des Schwei­
zers bei den freien und sich de­
mokratisch regierenden Völkern 
liegen, ist nach Geschichte und 
Lebensauffassung nur selbstver­
ständlich.

Isolationistische Tendenzen
Gelegentlich der jüngsten V er­

tragsabmachungen der Westmächte 
mit der Bundesrepublik Deutsch­
land ist die amerikanische Europa­
politik der Nachkriegszeit in der 
Schweiz gewissermaßen General­
betrachtungen unterworfen worden, 
besonders auch im Hinblick auf die 
Tendenzen und den Streit in den 
USA; zum Problem des Hilfspro­
gramms für 1952/53. In diesen Be­
trachtungen ist auch zum Ausdruck 
gekommen, daß die amerikanische 
Politik vom Brüsseler Pakt bis zur 
Europäischen Verteidigungsgemein­
schaft wohl geradlinig erscheint, 
doch tatsächlich nicht immer so ge­
laufen ist. W ohl sind die USA. sich 
m ehr und mehr bewußt geworden, 
„die führende Großmacht der w est­
lichen Hemisphäre zu sein"; den­
noch ist noch immer „deutlich eine 
gewisse isolationistische Tendenz 
in der öffentlichen Meinung" der 
USA. vorhanden. Dies nicht im 
Sinne einer Rückkehr zur einstigen 
„splendid Isolation": „Die isolatio­
nistische Tendenz äußert sich darin, 
daß die öffentliche Meinung fragt, 
ob es für Amerika zweckmäßig sei, 
sich so weitgehend militärisch und 
wirtschaftlich festzulegen."

Die A m erikaner  
kennen Europa nicht

Die nur zögernden Fortschritte in 
Richtung auf eine europäische Eini­
gung beunruhigen angesichts der 
Druckmanöver und Zielsetzungen 
der Sowjetpolitik nicht nur die 
Amerikaner: Diese jedoch urteilen 
nur auf das hin, was aus Nützlich­
keitserw ägungen ihnen naheliegend 
und offensichtlich zwingend er­
scheint und lassen in weitgehender 
Unkenntnis der geistig-psycholo­
gischen Unterströmungen in den 
Völkern Europas außer acht, daß 
der Entwidclungsprozeß zur euro­
päischen Einheit sich naturbedingt 
nur sehr allmählich abwickeln kann.

Die wenigsten Am erikaner — 
und daran hat auch der jahrelange 
A ufenthalt von Am erikanern in 
Uniform und als Funktionäre un­
zähliger Dienststellen und Organi­
sationen in Europa nicht viel ge­
ändert — kennen Europa und die 
Geschichte seiner Nationen, sie be­
urteilen das Europa von heute ein­
fach von der Geschichtslosigkeit 
und nach den M aßstäben und der 
strotzenden Kraft ihres Kontinents 
her. Läuft und handelt dieses durch 
eine Unzahl substanzfressender 
Kriege bis an die W urzeln heran 
geschwächte Europa nicht nach all­
gemein amerikanischen V orstellun­
gen, fällt es schnell als unvernünf­
tig und für sein Bestes unfähig der 
Interessenlosigkeit anheim.

Als besonders peinlich sieht es 
der Schweizer an, daß die Europa- 
bzw. die Auslandshilfe der USA. 
von der übergroßen Masse der 
Am erikaner einschließlich der poli­
tisch ausschlaggebenden Parlamen­
tarier im Repräsentantenhaus und 
im Senat nach geschäftlichen Speku­
lationsüberlegungen heraus bew er­
te t wird und man dementsprechend 
je  nachdem, ob im Druck vom
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O sten  her Hausse oder Baisse 
herrscht, für ein Hilfsprogramm von 
w irklidiem  W erte oder für ein zu- 
sam m engestridienes ist. „Das poli­
tische Hin und Her in der öffent- 
lid ien  M einung Amerikas bezüg­
lich der Notwendigkeit der Europa­
hilfe ist im tiefsten Grunde un­
logisch. W ürde m an jetzt die Hilfe 
auch, nu r auf einen ungenügenden 
Betrag besdiränken, dann würden 
die b isherigen Opfer gefährdet und 
w irkungslos sein, und das ganze 
V ertragsgebäude des A tlantikpak­
tes und der Europäischen Verteidi­
gungsgemeinschaft müßte in sich 
zusammenfallen."

D ie Präsidentschaftswahl
W enn gegen die Unvernunft und 

W ankelm ütigkeit des übergroßen 
Teiles der öffentlichen Meinung 
A m erikas und auch gegen die M ehr­
heit der Kongreßmitglieder, die ein­
fach aus eigennützigen Überlegun­
gen oder bestenfalls in weitgehen­
der U nkenntnis der Notwendig­
keiten  und Gefahren für Europa 
der Volksstimmung folgen, die Kre­
dite für das USA.-Hilfsprogramm 
für 1952/53 ohne zu weitgehende 
Streichungen im Repräsentanten­
haus und Senat durchgegangen 
sind, dann sdireiben orientierte 
Schweizer Beobachter dies vor 
allem  den guten Einsichten und 
dem  unermüdlich auf klärenden W ir­
ken  des Senators Tom Conally zu; 
„ . . .  einem Parlam entarier, der die 
A nstrengungen der europäischen 
Empfangsländer anerkennt und sich 
daher für die Gewährung der vollen 
Höhe der Hilfe m it großer Energie 
einsetzte."

U nter dem Gesichtswinkel des 
w eiteren V erhältnisses Amerikas

zu Europa und des Schicksals der 
USA. - Auslandshilfe w ird dem 
Kampf um die Präsidentschaft der 
USA. die größte Aufmerksamkeit 
geschenkt und jede seiner Ent­
wicklungsphasen genauestens regi­
striert. Zur Illustration, auf wessen 
Sieg in der Schweiz gehofft wird, 
genügt der Hinweis, daß der kürz­
lichen Rede des rangältesten Repu­

blikaners in der außenpolitischen 
Kommission des Senats, des Sena­
tors A lexander W iley, gegen den 
konservativen isolationistischen
Flügel seiner Partei (und damit 
gegen Taft) mit dem Bekennt­
nis: „Amerika braucht eine starke 
Verteidigungslinie in Europa“, in 
der hiesigen Presse breitester Raum 
gegeben wurde. (Zi)

Große und kleine Politik

Die Anforderung eines Rechtsgutachtens vom Verfassungsgerichtshof 
über die Verfassungsm äßigkeit der Deutschlandverträge hat den 

parteipolitischen Kampf um die Ratifizierung zweifellos entspannt. Es 
w ar eine sehr kluge Demonstration des Bundespräsidenten, die das An­
sehen der parlamentarischen Demokratie nicht stützen kann und die die 
Regierung vom Odium autoritären Handelns befreien kann. Sicherlich 
dürfte es möglich sein, beide Auffassungen hinreichend juristisch zu be­
gründen. Insofern ist die Befürchtung gerechtfertigt, daß jedes Urteil 
und jedes Gutachten von der Zusammensetzung des Gerichtshofes ab­
hängig ist. A ndererseits ist es aber doch so, daß die auf einen solchen 
Posten Berufenen in erster Linie Juristen  sind und daß die Prüfung 
dieser Frage ohne politische Leidenschaft vorgenommen werden wird.

An diesen überraschenden Schritt des Bundespräsidenten, der zweifellos 
nicht ohne vorherige Abstimmung mit der Bundesregierung erfolgt ist, 
sind weitgehende politische Verm utungen geknüpft worden: nämlich der 
Wunsch der Regierung nach einer V erbreiterung ihrer Koalitionsbasis. 
Es hätte sicher für die Regierungspolitik eine außerordentliche Stärkung 
bedeutet, wenn sie von der Gründung der Bundesrepublik an durch eine 
sog. Große Koalition gestützt worden wäre. Mancher innenpolitische 
Kampf und manche innenpolitische Zuspitzung hätte sich dadurch ver­
meiden lassen. Ob heute, nach dem Zutagetreten so großer Divergenzen 
zwischen Regierung und Opposition, eine Basis für eine solche Große 
Koalition gegeben ist, erscheint zumindest fraglich. W enn sie zu­
standekäme, w ürde sie wahrscheinlich bei den W ählern beider Seiten 
leicht den Beigeschmack eines parlamentarischen Kuhhandels haben. Die 
Voraussetzung w ürde nur dann gegeben sein, wenn die Opposition be­
reits jetzt von der Nutzlosigkeit ihres Kampfes gegen die Ratifizierung 
der Deutschlandverträge überzeugt w äre und wenn sie meinte, bei einer 
passiven Duldung der ohnehin unverm eidbaren außenpolitischen V er­
tragsabschlüsse einen Einfluß auf die künftige Regierungspolitik und 
eventuell einige V erbesserungen im Betriebsverfassungsgesetz, das ihr 
innenpolitisch sehr am Herzen liegt, einhandeln zu können. Diese Kon­
stellation ist insofern paradox, als die Opposition damit ihre Sympathien, 
die sie durch ihre konsequente Deutschlandpolitik auch im gegnerischen 
Lager erworben hatte, benutzen würde, um ihren in seiner kollektivisti­
schen Grundstimmung auch in ihren eigenen Reihen sehr um strittenen 
Entwurf zum Betriebsverfassungsgesetz zu retten. (sk)

Dr. J. E. Sdiwenzner, Hamburg

Der Messe-Test

In  nahezu allen Ländern der Erde gehören heute 
M essen und A usstellungen als integrierender Be­

standteil zum jahreszeitlichen Ablauf des wirtschaft­
lichen Geschehens, und zwar in  einem sehr weiten 
Sinne des W ortes. Einige M essen haben sich über die 
regionalen und nationalen Grenzen hinaus gleichzeitig 
zu zentralen internationalen Organen entwickelt. Auf 
das Ereignis Messe *) bereiten sich die ausstellenden

*) V g l. A rn o  W in te r , M esse n  u n d  A usste llungen , M an ife s ta tio n en  
s d iö p fe r is d ie r  K raft, W ir ts d ia f td ie n s t,  H am burg, A p ril 1952.

Unternehmen mit besonderer Sorgfalt vor. Aber in 
nicht minderem Ausmaß gilt dies für die Kaufinter­
essenten, Besucher, W irtschaftsverbände, Presse, Ban­
ken, Repräsentanten der W irtschaftspolitik usw. Die 
M essen sind also Träger sehr wesentlicher privater 
und zugleich öffentlicher Funktionen. Betriebswirt­
schaftlich gesehen, stellen die bedeutenden Messen 
Großunternehmen dar.
Obwohl die absatzwirtschaftliche Funktion und Be­
deutung der M essen durch Praxis und Öffentlichkeit
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